
Verklagten nicht dadurch beeinträchtigt werden, daß 
der Schuppen nicht auf dem Wohngrundstück steht. 
Das Bezirksgericht hat hinsichtlich dieser Frage den 
Sachverhalt noch nicht ausreichend aufgeklärt. Sofern 
in der Nachverhandlung die Feststellung getroffen wer­
den kann, daß ein derartiges dauerhaftes Nutzungsver­
hältnis über den Platz, auf dem der Schuppen steht, 
und über die Zufahrt begründet worden ist, kann mit­
hin der Interessenabwägung, wie sie das Bezirks­
gericht vorgenommen hat, nicht gefolgt werden. Es ist 
dann vielmehr davon auszugehen, daß die Klägerinnen 
mit dem angebotenen Schuppen dem Verklagten eine 
in tatsächlicher Hinsicht geeignete und rechtlich sichere 
Unterstellmöglichkeit jedenfalls für den Motorroller 
und die Fahrräder zur Verfügung stellen würden.
Die geringere Größe und der etwas weiter entfernte 
Standort des Schuppens vom Wohnhaus — der Ver­
klagte hat die Entfernung mit 50 m angegeben — 
könnte bei der Interessenabwägung nicht zu seinen 
Gunsten ins Gewicht fallen. Für die Unterstellung des 
Motorrollers und der Fahrräder ist das ohne Bedeu­
tung. Soweit er die Waschmaschine und andere Ge­
brauchsgegenstände aus räumlichen Gründen dort nicht 
mit unterbringen kann bzw. sie in unmittelbarer Nähe 
seiner Wohnung haben möchte, ist ihm zuzumuten, 
wenn die Klägerinnen ihm schon einen anderen Ab­
stellraum zur Verfügung stellen, auch selbst eine wei­
tere Unterbringungsmöglichkeit durch Wiederherstel­
lung des von ihm abgerissenen Schuppens im Wohn­
grundstück zu schaffen oder hinsichtlich der Waschma­
schine von der ihm angebotenen Möglichkeit, sie im 
Waschhaus abzustellen, Gebrauch zu machen. Auf die 
Notwendigkeit der Unterbringung seiner Mutter gehö­
render Möbel kann er sich nicht berufen. Im übrigen 
würde er für die Unterstellung all dieser Gegenstände 
in der Garage auch bei ihrer Beibehaltung kaum Platz 
haben, wenn er sie für einen von ihm zu erwerbenden 
Pkw nutzen will.
Aus den angeführten Gründen war das Urteil des Be­
zirksgerichts wegen Verletzung des § 139 ZPO und des 
§4 MSchG gemäß §11 Abs. 1 ÄEG in Verbindung mit 
entsprechender Anwendung des § 564 ZPO aufzuheben 
und die Sache in ebenfalls entsprechender Anwendung 
des § 565 Abs. 1 ZPO zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung über die Berufung der Klägerinnen gegen 
das Urteil des Kreisgerichts an das Bezirksgericht zu­
rückzuverweisen.

§ 2 Abs. 3 Buchst, b der Personaiausweisordnung vom 
23. September 1963 (GBl. II S. 700); §11 der Meldeord­
nung vom 15. Juli 1965 (GBl. II S. 761); §4 Abs. 3 der 
AO über die freizügige Auszahlung von Schecks vom
20. Juni 1964 (GBl. II S. 596); Art. 40 ff. Scheckgesetz; 
§§254, 278 BGB.
1. Der Wehrpaß ist nach den Bestimmungen der Per­
sonalausweisordnung zur Legitimation nur in Verbin­
dung mit dem Einberufungsbefehl oder dem Entlas­
sungsvermerk geeignet, und zwar nur für die Zeit 
zwischen der Abgabe des Personalausweises bei der 
Meldestelle und der Ankunft am Ort der Wehrdienst­
ableistung bzw. der Beendigung des Wehrdienstes bis 
zum Erhalt des Personalausweises bei der Anmeldung, 
die binnen sieben Tagen vorzunehmen ist.
2. Die Legitimationsprüfung ist bei der freizügigen 
Auszahlung von Schecks eine grundlegende Verpflich­
tung des auszahlenden Instituts. Im Falle ihrer Ver­
letzung kann im Hinblick auf einen dadurch eingetre­
tenen Schaden mitwirkendes oder alleiniges Verschul­
den des Kontoinhabers wegen Verstoßes gegen die

Scheckbedingungen nicht wirksam eingewendet werden. 
Das im Freizügigkeitsverkehr auszahlende Institut ist 
kein Erfüllungsgehilfe der kontoführenden (bezogenen) 
Bank.
3. Hat der Kontoinhaber den Verlust von Scheckvor­
drucken seiner Bank nicht unverzüglich mitgeteilt, so 
haftet er ihr gegenüber für den durch gefälschte 
Schecks eingetretenen Schaden in vollem Umfange, 
wenn die Legitimationsprüfung ordnungsgemäß durch­
geführt worden ist und die Fälschung im Rahmen der 
banküblichen Prüfung der Unterschriften nicht erkenn­
bar war. Andernfalls liegt mit wirkendes Verschulden 
vor.
OG, Urt. vom 28. Juni 1972 - 2 Zz 4/72.

Der Kläger unterhält bei der verklagten Kreissparkasse 
ein Spargirokonto und nimmt am Scheckverkehr teil. 
Am 4. April 1970 entwendete der inzwischen wegen 
verbrecherischen Diebstahls und Betrugs in Tateinheit 
mit Urkundenfälschung verurteilte F. aus der Wohnung 
des Klägers u. a. dessen Scheckheft und Wehrpaß. Den 
Wehrpaß verfälschte F. durch Einkleben seines Fotos. 
In der Zeit vom 10. bis 14. April 1970 ließ er sich in 
sechs Fällen unter Vorlage des verfälschten Wehrpasses 
auf Schecks, die er mit dem Namen des Klägers unter­
schrieben hatte, im Freizügigkeitsverkehr bei verschie­
denen Postämtern je 500 M, insgesamt 3 000 M auszah­
len.
Den Diebstahl hat der Kläger am Montag, dem 6. April 
1970, bei der Deutschen Volkspolizei angezeigt. Der 
Verklagten teilte er den Verlust des Scheckheftes am 
14. April 1970 mit. Am 20. Mai 1970 hat die Verklagte 
das Konto des Klägers mit 3 000 M belastet. Dies ist 
unstreitig.
Der Kläger hat behauptet, daß die Verklagte zur Abbu­
chung nicht berechtigt gewesen sei. Dem F. seien die 
rechtswidrigen Abhebungen vom Konto des Klägers 
nur dadurch ermöglicht worden, daß die Postämter 
gegen eine ausdrückliche Kassenanordnung verstoßen 
hätten. Der Wehrpaß allein genüge niemals als Legiti­
mationspapier. Die Nichtbeachtung dieser Bestimmung 
durch die Deutsche Post habe die Verklagte zu vertre­
ten. Zweifellos sei ihr durch die unberechtigte Aus­
zahlung seitens der Postämter ein Schaden zugefügt 
worden; jedoch könne sie diesen durch Belastung der 
Deutschen Post von sich abwenden.
Der Kläger hat beantragt, die Verklagte zu verurteilen, 
ihm den Betrag von 3 000 M gutzubringen.
Die Verklagte hat Klagabweisung beantragt. Sie hat 
behauptet, zur Abbuchung sei sie berechtigt gewesen, 
weil der Kläger gegen Ziff. 2 der Scheckbedingungen 
verstoßen habe. Danach sei er verpflichtet gewesen, ihr 
den Verlust des Scheckhefts unverzüglich mitzuteilen. 
Eine Sperrung des Kontos wäre innerhalb weniger 
Stunden bei sämtlichen Kreditinstituten möglich gewe­
sen. Der Schaden sei daher durch Säumigkeit des Klä­
gers verursacht worden. Gemäß Ziff. 11 der Scheckbedin­
gungen hafte der Kontoinhaber gegenüber der bezoge­
nen Bank für alle Schäden, die ihr aus der Nichtbeach­
tung der Scheckbedingungen, dem Abhandenkommen, 
der mißbräuchlichen Verwendung, der Fälschung oder 
Verfälschung von Scheckvordrucken oder Vordrucken 
für Empfangsbescheinigungen entstehen. Im übrigen sei 
die Fälschung für die auszahlenden Institute nicht of­
fensichtlich gewesen, so daß ihr gemäß § 3 der Verein­
barung der am Freizügigkeitsverkehr beteiligten In­
stitute vom 13. Januar 1969 ein Rückgriffsrecht gegen­
über der Deutschen Post nicht zustehe.
Das Kreisgericht hat antragsgemäß erkannt. Es hat sich 
im wesentlichen auf § 2 Abs. 3 Buchst, b der Personal­
ausweisordnung gestützt, wonach der Wehrpaß nur in 
Verbindung mit dem Einberufungsbefehl bzw. dem 
eingetragenen Entlassungsvermerk als ein dem Perso­
nalausweis gleichgestelltes Legitimationspapier gelte. 
Aus dem rechtskräftigen Strafurteil gegen F. ergebe 
sich, daß dieser allein mit dem Wehrpaß ohne die ge­
nannte Unterlage bzw. den Vermerk die Bargeldabhe­
bungen vorgenommen habe. Wäre die Legitimation von
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